
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
16. Wahlperiode

Drucksache 16 / 643 S
(zu Drs. 16/613 S)

12. 12. 06

Mitteilung des Senats vom 12. Dezember 2006

Unterrichtsversorgung an Schulen der Stadtgemeinde Bremen im Schuljahr 2005/2006

Die Fraktionen der SPD und der CDU haben unter Drucksache 16/613 S eine Große
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat stellt der Beantwortung der vorgenannten Großen Anfrage die folgende
Vorbemerkung voran:

Die Unterrichtsversorgung der Schulen der Stadtgemeinde Bremen erfolgt unter der
Bedingung, dass der nach den geltenden Stundentafeln zu erteilende Unterricht ab-
solut vorrangig abzusichern ist. Unterrichtsausfälle sind zu vermeiden bzw. ihnen ist
mit geeigneten Maßnahmen zu begegnen. Mit dieser Zielführung wird an den Schu-
len der Stadtgemeinde Bremen seit dem Schuljahr 2000/2001 systematisch die Abwe-
senheit der Lehrkräfte, die Vertretungsform und der für die Schülerinnen und Schü-
ler eingetretene tatsächliche Unterrichtsausfall als Steuerungsinstrument zur Qualitäts-
sicherung täglich erfasst und monatlich an die für den Schulbetrieb zuständigen Re-
ferate (Schulaufsicht) der senatorischen Behörde geliefert. Die Schulaufsicht setzt
sich im gegebenen Fall mit den Einzelschulen in Verbindung und klärt Hintergrund
und möglicherweise mit dem Unterrichtsausfall verbundene schulorganisatorische
Fragestellungen. Schulen selber haben verschiedene Möglichkeiten, Vertretungs-
unterricht zunehmend flexibel zu organisieren, was im Weiteren im Zusammenhang
mit der Beantwortung der Fragen näher ausgeführt wird.

Die einzelnen Fragen werden wie folgt beantwortet:

1. Wie viele Unterrichtsstunden sind im Schuljahr 2005/2006 an welchen Schul-
arten und in welchen Klassen ausgefallen?

Unterrichtsausfall wird nicht getrennt nach Klassen oder Klassenstufen erfasst,
sondern nur in der Gesamtstundenzahl je Tag und Schule. Die klassenspezifische
Erfassung ist für die nächsten Jahre geplant, kann jedoch mit einem für die Schu-
len vertretbaren Aufwand erst bei vollständiger Abwicklung der Stundenplan-
und täglicher Vertretungsplangestaltung über die Stundenplansoftware DaVinci
in allen Schulen geleistet werden.

Im Folgenden sind die ausgefallenen Stunden nach Schularten dargestellt.
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2. Wie viele Unterrichtsstunden wurden im Schuljahr 2005/2006 an welchen Schu-
len in welchen Klassen als Vertretung erteilt?

Auch dies wird nicht klassenspezifisch erfasst. Im Folgenden sind die Vertre-
tungsstunden nach Schularten dargestellt.

Insgesamt sind 141.288 Unterrichtsstunden vertreten worden, bei 71.778 Stun-
den wurde durch Mitbetreuung und Aufgabenstellung ein Ausfall verhindert.

Angaben zu den einzelnen Schulen sind der Tabelle der Anlage zu entnehmen.

3. Wie hoch ist für das Schuljahr 2005/2006 der Anteil der ausgefallenen im Ver-
hältnis zu der jeweils in der Stundentafel festgelegten Anzahl an Stunden?

Die Vorgaben der Stundentafel werden vor Ort durch die Schulen im Stunden-
plan umgesetzt. Bezogen auf den Stundenplan wird auch der Ausfall erfasst. Im
Schuljahr 2005/2006 fielen 2,3 % der nach Stundenplan bzw. Stundentafel vor-
gesehenen Unterrichtsstunden aus.

4. Welche Gründe waren für den Unterrichtsausfall maßgeblich?

Erfasst wird die Abwesenheit aus den in der folgenden Tabelle dargestellten
Gründen. Maßgebliche Gründe für den Unterrichtsausfall waren insbesondere
Abwesenheit wegen Krankheit (4,8 % im Jahresdurchschnitt) und Abwesenheit
wegen sonstiger schulischer Aktivitäten (2,8 % im Jahresdurchschnitt). Zu den
sonstigen schulischen Aktivitäten zählen zum Beispiel Klassenfahrten, Betreu-
ung von Praktika, innerschulische Prüfungen, Elternsprechtage, innerschulische
Fachtage, Konferenzen usw.
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5. Kam es im Schuljahr 2005/2006 in einer Region, an einer Schule oder in einer
bestimmten Klasse gehäuft zu Unterrichtsausfall, und falls ja, aus welchen Grün-
den?

Im Folgenden sind die Werte der einzelnen Regionen dargestellt.

Insbesondere in der Region Süd ist ein überdurchschnittlich hoher Unterrichts-
ausfall festzustellen.

Dieser erhöhte Unterrichtsausfall im Schuljahr 2005/2006 ist hauptsächlich auf
mehrere langzeiterkrankte Lehrkräfte in den einzelnen Schulen zurückzufüh-
ren.

Im Folgenden sind die zehn Schulen mit den höchsten Ausfallquoten im Schul-
jahr 2005/2006 in der Stadtgemeinde Bremen dargestellt.

Der auffällig hohe Unterrichtsausfall in den genannten Schulen der Primarstufe
und der Sekundarstufe I ist im Wesentlichen auf eine Anhäufung folgender Ur-
sachen an den einzelnen Schulen zurückzuführen:

— Mehrere (bis zu acht) langzeiterkrankte Lehrkräfte an einer Schule,

— häufige Erkrankungen,

— verzögerte Bereitstellung von „Feuerwehrkräften“, weil die Fächer nicht
angeboten werden konnten,

— Abwanderung von „Feuerwehrkräften“ auf andere feste Stellen oder in ein
anderes Bundesland,

— Todesfälle (zwei).

Der in Relation zu anderen beruflichen Schulen hohe Unterrichtsaufall an der
Berufsschule für Groß-, Außenhandel und Verkehr ist insbesondere darin be-
gründet, dass es sich bei dieser Schule um eine reine Teilzeitberufsschule han-
delt, deren Abschlussprüfungen zweimal jährlich in den Zeiträumen Juni/Juli
und Dezember/Januar stattfinden. Insgesamt sind Lehrerinnen und Lehrer der
Schule in 49 verschiedenen Prüfungsausschüssen der Handelskammer tätig, die
häufig auch ganz- oder mehrtägig tagen, um die mündlichen Prüfungen in den
einzelnen Ausbildungsberufen abzunehmen.
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6. Mit welchen Maßnahmen und mit welchem Personal wurde dem Unterrichts-
ausfall im Schuljahr 2005/2006 begegnet, und welche Schwierigkeiten ergaben
sich?

Die  „Lehrerfeuerwehr“  ist  für  eine  langfristige  Krankheitsvertretung  vorge-
sehen. Das notwendige Vertretungspersonal wird über den Verein „Stadtteil-
Schule e. V.“ beschäftigt und befristet den Schulen zur Verfügung gestellt.

Die flexible Unterrichtsvertretung ist für eine kurzfristige Krankheitsvertretung
vorgesehen. Für die Finanzierung wird ein bestimmter Prozentsatz der Krank-
heitsvertretung in Geldmittel umgewandelt, um Vertretungskräfte flexibel und
effizient einwerben zu können. Im Schuljahr 2005/2006 wurde für die Primar-
stufe 1 % in Stunden und 4 % in Geld und für die Sekundarstufe I  1 % in Stun-
den und 2 % in Geld zur Verfügung gestellt. Die Geldmittel (Budget) werden
von der jeweiligen Schule verwaltet.

Folgende Personengruppen können als Vertretungskräfte eingesetzt werden:

— Beschäftigte Lehrkräfte im Rahmen von Mehrarbeit,

— Referendare im Rahmen einer Nebentätigkeit,

— Pensionäre/Rentner und beurlaubte Lehrkräfte,

— arbeitslose Lehrkräfte mit abgeschlossenem Referendariat,

— Universitätsabsolventen im Wartestand auf einen Referendariatsplatz,

— Studierende nach Ableistung eines Praxissemesters,

— Nicht-Lehrkräfte mit fachnaher Qualifikation.

Beide zur Verfügung stehenden Instrumente werden von den Schulen genutzt.
Die Schulleitungen nutzen „ihr“ Budget zunehmend besser zur Erreichung ei-
ner effizienten Unterrichtsvertretung.

7. Wie beurteilt der Senat die Entwicklung der Unterrichtsversorgung an Schulen
der Stadtgemeinde Bremen im Schuljahr 2005/2006 im Vergleich zu den Vor-
jahren, und welche Trends sind erkennbar?

Die Berechnung des Lehrerbedarfs der öffentlichen Schulen der Stadtgemeinde
Bremen sowie auch die personelle Ausstattung der bestehenden Klassenverbände
und Lerngruppen mit Lehrpersonal erfolgt seit jeher unter der Prämisse, dass
die Sicherstellung der nach den geltenden Stundentafeln zu erteilenden Unter-
richtsstunden absolute Priorität hat. Eine Optimierung der Versorgung mit Lehrer-
stunden im Unterrichtsbedarf wird u. a. dadurch erreicht, dass die Tätigkeiten
der Lehrkräfte auf die Kernaufgabe der Unterrichtserteilung konzentriert wer-
den. Sonderbedarfe und Anrechnungsstunden, die dieser Zielvorgabe nicht ent-
sprechen, sind aufgabenkritisch reduziert worden bzw. es erfolgen adäquate
Maßnahmen durch Personalmix, dies wird fortgesetzt.

8. Welche Reaktionen aus den Schulen und von den Schulleitungen sind dem Se-
nat auf das Projekt „Geld statt Stellen“, mit dem die Schulen in die Lage versetzt
werden sollen, selbst und an den eigenen Bedürfnissen ausgerichtetes Personal
einzustellen, bekannt?

Die „flexible Unterrichtsvertretung“ des schon seit mehreren Jahren laufenden
Programms „Geld statt Stellen“, in dessen Rahmen die Schulen selbst Vertre-
tungspersonal einwerben können, ist von den Schulen vorwiegend positiv auf-
genommen worden. Die Möglichkeit zur Einwerbung von Vertretungskräften
stellt sich regional unterschiedlich dar, was auf die ungleiche  Bildungsbeteiligung
in den einzelnen Stadtteilen zurück zu führen ist. Das Budget ist zum Schuljahr
2005/2006 ausgeweitet worden, um den Schulen bei der flexiblen und ziel-
gerichteten Personalversorgung in Vertretungsfällen einen größeren Handlungs-
spielraum zu geben.

Neben der Möglichkeit des Einwerbens von Vertretungspersonal bei freien Trä-
gern und der bezahlten Mehrarbeit von Lehrkräften aus dem eigenen Kollegi-
um haben viele Schulen sich inzwischen einen eigenen Pool von Vertretungs-
personal aufgebaut, auf den sie kurzfristig zurückgreifen können. In einigen
Fällen beziehen sich schon mehrere Schulen aus einer Region auf einen ge-
meinsamen Pool von Vertretungskräften.
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9. Wie beurteilt der Senat angesichts der sehr schwierigen Situation auf dem Ar-
beitsmarkt für Lehrkräfte aller Fächer und Lehrämter die Möglichkeiten der Schu-
len, über die Mittel aus der Maßnahme „Geld statt Stellen“ kurzfristig z. B. Lehr-
kräfte für Vertretungsunterricht „einzukaufen“?

Die Situation auf dem Lehrerarbeitsmarkt, dass für Mangelfächer wie Spanisch,
Latein, Englisch, Mathematik, Physik nicht mehr hinreichend Lehramtsbewer-
bungen vorliegen, wird auch bei den kurz- bis mittelfristigen Beschäftigungs-
verhältnissen für Vertretungskräfte deutlich. Jedoch ist die Zielgruppe der für
Vertretung infrage kommenden Personen umfassender, weil im Rahmen der fle-
xiblen Unterrichtsvertretung neben arbeitssuchenden Lehrkräften auch andere
Personen eingesetzt werden können, wie z. B. Referendare, Pensionäre, Rent-
ner, Beurlaubte, Universitätsabsolventen im Wartestand auf einen Referendariats-
platz, Studierende nach Ableistung des Praxissemesters und Nicht-Lehrkräfte
mit fachnaher Qualifikation.

10. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, im Zuge der Bildungslandschaften ein
regionales Pooling von Ersatzkräften für Schulen gleicher Schulart zu erreichen?

Unabhängig von der Entwicklung regionaler Bildungslandschaften handelt es
sich bei der Einrichtung eines Pools für Vertretungskräfte im allgemein bilden-
den Bereich um ein Nahziel, das kurzfristig umzusetzen ist (siehe auch Antwort
zu Frage 8).
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ANLAGE zu Frage 2
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